
Mit seinem Besuch in der 
Helene-Nathan-Bibliothek 
am 18. Mai startete Martin 
Schulz in seinen inhalt-
lichen Wahlkampf. Sein 
Thema: Bildung. 

Dafür wählte er einen 
Ort, der für viele Deutsche 
in den Medien keinen gu-
ten Ruf hat: Neukölln. Der 
Kanzlerkandidat, der selbst 
die Schule abbrach, erzähl-
te von seinem Scheitern 
im Bildungssystem und er-
wähnte auch, wie Bildung 
ihn als Menschen in seinem 
Leben nach der Schulzeit 
geformt hat.

30 Milliarden Euro. Das 
ist die konkrete Summe, 
die Deutschland jährlich 
mehr aufwenden müsse, um 
nur im Durchschnitt der 
OECD-Länder zu liegen. 

Martin Schulz in Neukölln 
Der SPD-Kanzlerkandidat besuchte die Helene-Nathan-Bibliothek
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Um nicht nur zum Mittel-
maß zu gehören, müsste es 
also noch mehr sein. Dieses 
Geld will Schulz in Kitas, 
Schulen und Universitäten 
investieren, um Deutsch-
land dauerhaft wettbewerbs-
fähig zu halten. „Der Roh-
stoff dieses Landes ist die 
gute Qualifizierung seiner 
Menschen. Es geht um nicht 
weniger als die Zukunftsfä-
higkeit unseres Landes.“, so 
der Kanzlerkandidat und 
Parteichef der SPD.

Von der Kita bis zur Uni
gebührenfrei

Unter den Gästen ist ne-
ben der Neuköllner Bezirks-
bürgermeisterin Franziska 
Giffey auch Fritz Felgentreu, 
der Bundestagsabgeord- 
nete und Direktkandidat 

der SPD in Neukölln. Für 
den Politiker und Lehrer ist 
klar, dass gute Bildung und 
gelungene Integration zu-
sammengehören: „Wir ha-
ben hier in Neukölln schon 
viel gemacht und es muss 
noch mehr sein. Ich sage: 
Die härtesten Kieze brau-
chen die besten Kitas und 
Schulen.“

Der Kanzlerkandidat Schulz 
will das Kooperationsverbot 
im Grundgesetz abschaffen, 
damit der Bund die Länder 
und Gemeinden finanziell 
unterstützen kann. Außer-
dem sollen eine Million 
neue Plätze an Ganztags-
schulen geschaffen und die 
bundesweite Gebühren-
freiheit von der Kita bis 
zur Hochschule ermöglicht 
werden. Mehr Sozialarbei-

terstellen an den Schulen 
sollen die Lehrer entlasten. 
Einen Rechtsanspruch auf 
einen Platz in einer Ganz-
tagsschule forderte Schulz 
bereits seit Beginn seiner 
Kandidatur. Arbeit und Fa-
milie dürfe keine doppelte 
Last sein.

Auch für den Neuköllner 
Felgentreu ist insbesondere 
die Erweiterung des Ganz-
tagsangebots wichtig, daher 
begrüßte er die bildungspo-
litische Position von Schulz. 
Er merkte an: „Gerade des-
halb will ich mich auch 
wieder in den Bundestag 
wählen lassen, um Martin 
Schulz in diesen Forderun-
gen zu unterstützen, denn 
am Ende geht es hier um 
Verbesserung für die Schü-
lerinnen und Schüler.“

Die härtesten Kieze brauchen die besten Kitas und die besten Schulen. SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz kam nach Neukölln, um seine bildungspoliti-
schen Thesen der Öffentlichkeit vorzustellen. v.l.n.r.: Neuköllner Bundestagsabgeordneter Dr. Fritz Felgentreu (SPD), Kanzlerkandidat Martin Schulz (SPD) und 
Bezirksbürgermeisterin Dr. Franziska Giffey (SPD) .                                							                                                               Foto: Parmann

ZEIT FÜR FAMILIE
SPD will Rückkehrrecht 
von Teilzeit in Vollzeit: 
Union stellt sich quer

Seite 2

MÜLL-HOTSPOTS IN NK
Intensive Kontrollen 
zeigen Wirkung

Seite 2

FÜR MEHR SICHERHEIT
Polizei braucht mehr 
und gut ausgebildetes 
Personal

Seite 7

AUSBAU DER U7
Kommt die 
Verlängerung der U7 
zum Flughafen? 

Seite 8

IN DIESER AUSGABE

NEUKÖLLN FÜR NEUKÖLLN IM   
DEUTSCHEN BUNDESTAG 

 
Der Neuköllner 

Bundestagsabgeordnete 
Dr. Fritz Felgentreu (SPD)
stellt sich und seine Ziele 

für Neukölln vor.  
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Liebe Leserinnen
und Leser,
soziale Gerechtigkeit ist 
das Thema unserer Zeit. 
Für mich bedeutet das 
vor allem, den Menschen
soziale Sicherheit zu ge- 
ben. Darum geht es, 
wenn Martin Schulz und 
die SPD über Bürger- 
versicherung, Rentenkon- 
zepte und gute Arbeit 
reden. 

Vieles kann nur auf 
Bundesebene geändert 
werden. Wenn es aber um 
gute Arbeit geht, dann 
sollen unsere Verwaltun- 
gen und Landesunter-
nehmen Vorbild sein. 
Deswegen werden wir 
nach den notwendigen 
Jahren des Sparens die 
Löhne im öffentlichen 
Dienst bis 2021 wieder 
an den Bundesdurch-
schnitt anpassen. 

Genauso wichtig ist es, 
Leistungen der Daseins- 
vorsorge wieder in kom-
munaler Hand zu halten. 
Zum Beispiel bei der 
Charité: Wir werden das 
CFM-Servicepersonal in 
eine 100%-ige kommu-
nale Tochter zurückho-
len und in einem ersten 
Schritt die Löhne auf 11 
Euro anheben. Ab 2019 
ist die CFM wieder kom- 
munal und wir wollen 
schrittweise zu branchen-
üblichen Tarifen kommen.

Dieser Senat steht für 
gute Arbeit. Das haben 
wir versprochen. Das 
halten wir.
Ihr
Michael Müller
Regierender Bürgermeister 

FRAGEN UND ANTWORTEN ZUR BRIEFWAHL     

Ab dem 14. August werden die Wahlbenachrichtigungs- 
karten für die Bundestagswahl verschickt. Auf der Karten- 
rückseite befindet sich der Antrag zur Wahl per Brief. Auch 
online kann dieser bei den Bezirkswahlämtern gestellt werden. 
Doch was gibt es bei der Briefwahl überhaupt zu beachten?

Muss ich einen Grund für die Briefwahl angeben?
Nein.

Wie viele Stimmen habe ich?
Zwei. Auf der linken Seite des Stimmzettels wählen Sie mit der 
Erststimme einen Direktkandidaten aus Ihrem Wahlkreis. Rechts 
kreuzen Sie mit der Zweitstimme die Landesliste einer Partei 
an und bestimmen so das Kräfteverhältnis im Bundestag.

Und dann?
Nach erfolgter Wahl kommt der Stimmzettel in den blauen Um-
schlag. Danach unbedingt die eidesstattliche Erklärung unter-
schreiben (Ort und Datum nicht vergessen). Blauer Umschlag 
und Wahlschein kommen in den roten Umschlag. Der Brief 
muss innerhalb Deutschlands nicht frankiert werden.

Kann ich aus dem Ausland per Brief wählen?
Ja, hier muss der Brief ausreichend frankiert sein und spätes-
tens am 24. September um 18 Uhr beim zuständigen Bezirks-
wahlamt vorliegen. Am besten per Luftpost versenden.

Foto: Benno Kraehahn

Gerechtigkeit. Zukunft. Europa.
Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

vieles läuft gut in unse-
rem Land und das verdan-
ken wir den Menschen, die 
sich reinhängen und die 
sich engagieren. Dafür ha-
ben sie Respekt verdient, 
egal ob sie Busse fahren, 
auf unsere Kinder aufpas-
sen oder uns medizinisch 
versorgen. Nicht immer 
geht es gerecht zu – und das 
wollen wir ändern! 

Gerechtigkeit zu schaf-
fen, heißt Politik zu ma-
chen, die bei den Menschen 
ankommt. Mir ist es wich-
tig, dass wir die zentralen 
Fragen unserer Zeit endlich 

mutig anpacken! Dass wir 
gerechte Bildungschancen 
schaffen und den Wandel 
im Alltag und in der Ar-
beitswelt durch die Digita-
lisierung zu einem Erfolg 
machen. Dass wir die Rente 
sichern, ohne die junge 
Generation über Gebühr 
zu belasten. 

Die SPD hat ein um-
fangreiches Regierungs-
programm verabschiedet. 
Wir liefern Lösungen, Vor-
schläge, Ideen. Das unter-
scheidet uns von so manch 
anderer Partei, die für sich 
einen Regierungsanspruch 
erhebt, aber in Wirklichkeit 
seit Jahren nur den Status- 
quo verwaltet. 

Lassen Sie uns an-
spruchsvoll sein. Lassen sie 
uns investieren: in Schulen, 
Straßen, Forschung, schnel-
les Internet und in neue 
Wohnungen. Es geht auch 

um unsere Verantwortung 
gegenüber den nächsten 
Generationen. Unsere Kin-
der haben ein gutes Leben 
in Sicherheit verdient – mit 
einer sauberen Umwelt, 
einer lebendigen Demokra-
tie und mit Perspektiven 
für ihr eigenes Leben.  

Lassen Sie uns gemein-
sam für mehr Gerechtigkeit 
sorgen, die Zukunft gestal-
ten und für ein besseres 
Europa kämpfen. 

Ihr Martin Schulz

Das Regierungsprogramm 
der SPD finden Sie auf 
www.spd.de/programm



Am offiziellen Tag des Wan-
derns hatten die Bundes-
tagsabgeordneten Dr. Fritz 
Felgentreu aus Neukölln 
und Matthias Schmidt aus 
Treptow-Köpenick (beide 
SPD) sowie der Wanderver-
ein 1. WV Stramme Wade 
e.V. Berlin zu einer Mauer-
weg-Wanderung zwischen 
Neukölln und Treptow ein-
geladen. 

Mit der Wanderung wur-
de an die 28-jährige Tren-
nung der Bezirke Neukölln 
und Treptow durch die 
Berliner Mauer erinnert. 
Während der 15 Kilome-
ter langen Strecke von 
Alt-Treptow bis Rudow 
wurde an diversen Denk-
mälern, Erinnerungsstel-
len und Mauerresten Halt 
gemacht. Drei Zeitzeugen 
haben dabei mit ihren per-
sönlichen Erinnerungen die 
Geschichte der Mauer zwi-
schen Neukölln und Trep-
tow zum Leben erweckt: 
Harald Antrack, früher an 
der Grenze am Flutgraben 
für die DDR stationiert, er-
zählte am Wachturm Schle-
sischer Busch über seinen 
dortigen Dienst. Die beiden 

Alte Späthstraßenbrücke wieder öffnen
Auf den Spuren der Teilung: Mauerweg-Wanderung von Treptow nach Rudow

ehemaligen Bezirksbür-
germeister von Neukölln 
und Treptow, Frank Bielka 
(1989-1991) und Günter 
Polauke (1986-1989) haben 
zudem ihr historisches Auf-
einandertreffen an der Mas-
santebrücke nachgestellt 
und viel über die bewegte 
Wendezeit und ihre ganz 
persönlichen Eindrücke be-
richtet. Die Massantebrücke, 
die die Stubenrauchstraße 
über den Teltowkanal führt, 
verbindet nun die lange Zeit 
getrennten Berliner Stadt-
teile Neukölln und Treptow. 
Unterwegs wurden zudem 
geschichtsträchtige Orte wie 
der Standort des früheren 
Grenzübergangs Sonnen-
allee und Mahnmale, die 
an Opfer des DDR-Grenz-
regimes erinnern, besucht.
Ein ganz besonderer Punkt 
war der Besuch der alten 
Späthstraßenbrücke. Hier 
ist ein Stück unvollende-
te Einheit manifestiert, die 
Dr. Fritz Felgentreu gemein-
sam mit der Neuköllner 
Bezirksbürgermeisterin Dr. 
Franziska Giffey und der 
Stadtteilgruppe Neukölln 
des Allgemeinen Deutschen 

Fahrrad-Club (ADFC) auf-
brechen möchte, um sie wie-
der für den Fuß- und Rad-
verkehr freizugeben. Bis zur 
Teilung der Stadt verband 
die Brücke die beiden Orts-
teile Britz und Baumschu-
lenweg über den Teltow-
kanal. Seit der Öffnung der 

neuen Brücke ist sie funk-
tionslos und zur Sackgasse 
geworden. Deshalb bemüht 
sich Felgentreu bereits seit 
Jahren um die Öffnung des 
technischen Denkmals für 
Fußgänger und Radfahrer. 
Leider zeigte der Bundes-
verkehrsminister Alexander 

Dobrindt (CSU) und die 
zuständige Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) bisher 
kein Interesse an einer Wie-
dereröffnung, obwohl die 
Brücke baulich in einem 
guten Zustand ist. Fritz Fel-
gentreu möchte sie jedoch 

wieder öffnen, damit jeder 
von dort aus über den Kanal 
zum Mauerweg gelangen 
kann, wo sich täglich viele 
Spaziergänger, Skater und 
Radler tummeln. Kurz vor 
dem Ziel ging es vorbei an 
den Resten der Hinterland-
mauer Rudower Höhe, dem 
südlichsten Denkmal der 
Berliner Mauer. Nördlich 
der Rudower Höhe – einem 
28 Meter hohen ehemaligen 
Trümmerberg, der bis 1958 
auch als Müllkippe genutzt 
wurde – befinden sich Res-
te der Hinterlandmauer an 
ihrem originalen Standort. 
Durch die Lage im Außen-
bezirk stand mehr Raum 
für den Grenzstreifen zur 
Verfügung, der hier deut-
lich breiter ist als im Ber-
liner Zentrum. Ihre letzte 
Station fand die Wanderung 
am Neuköllner Mauerkreuz 
zu Ehren der Mauertoten, 
das erst kürzlich durch das 
Neuköllner Bezirksamt an 
den Standort am Neudecker 
Weg 7 versetzt wurde – ein 
würdiges Ende für eine an-
strengende, aber sehr ab-
wechslungsreiche und lehr-
reiche Wanderung. 

Dr. Fritz Felgentreu fordert mit M. Schmidt (MdB), O. Igel (BzBm), F. Giffey (BzBm) und C. Emde 
(ADFC) die Wiedereröffnung der alten Späthstraßenbrücke. 

Ende gut. Saatgut. 
Dr. Fritz Felgentreu spendet Saatgut und Pflanzenkübel an Britzer Herman-Nohl-Schule
Anfang Mai besuchte der 
Neuköllner Bundestags- 
abgeordnete Fritz Felgen- 
treu (SPD) die Herman- 
Nohl-Schule in Britz. Und 
zwar mit Pflanzenkübeln 
und Saatgut im Gepäck – 
denn auf dem Stundenplan 
stand an diesem Tag: Ein 
Stück Natur inmitten der 
Großstadt.

Der Schulgarten der Brit-
zer Bildungseinrichtung, 
die eine Grundschule, eine 
deutsch-italienische Euro-
paschule und ein sonderpä-
dagogisches Förderzentrum 
unter einem Dach vereint. 

der Kinder und die Freude, 
mit der sie in ihrem Gar-
ten ans Werk gehen“, so Dr. 
Fritz Felgentreu. Er hoffe 
er könne den Schülerinnen 
und Schülern mit seiner 
kleinen Spende an Saatgut 
und Pflanzenkübeln etwas 
Gutes tun. 

Für den Neuköllner Bun-
destagsabgeordneten der 
SPD ist Bildung eine Her-
zensangelegenheit. Getreu 
seinem Motto „Die här-
testen Kieze brauchen die 
besten Kitas und die besten 
Schulen“ macht er sich im 
Bund für gleiche Bildungs-
chancen stark. 

Stolz wie Bolle führen die 
Schülerinnen und Schülern 
der Britzer Schule den 
Bundestagsabgeordneten in 
ihrem Schulgarten herum. 
Stolz? Na klar. Hier sind 
sie die Chefs – denn der 
Schulgarten wird von den 
Schülerinnen und Schülern 
selbst versorgt. Ob Wild-
kräuter jäten, dem Anbauen 
verschiedener Gräser sowie 
Obst- und Gemüsesorten 
oder der Gestaltung des 
Grünbereichs, hier finden 
alle ein spannendes Projekt 
zum Umsetzen. 

„Besonders begeistert war 
ich über das große Interesse 

Dr. Fritz Felgentreu zu Gast an der Herman-Nohl-Schule in 
Britz. 
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MÜLL-HOTSPOTS IN NEUKÖLLN

INTENSIVE KONTROLLEN 
ZEIGEN WIRKUNG

Die Zusammenarbeit von 
Bezirksamt, Polizei, Ord-
nungsamt und einem Si-
cherheitsdienst zur Müll-
bekämpfung in Neukölln 
zeigt erste Wirkungen. 

An den Hot-Spots, wo 
intensiv kontrolliert wur-
de, sind die Müllmengen 
weniger geworden und ein 
erster Müll-Sünder konnte 
auf frischer Tat im Mit-
telbuschweg ertappt wer-
den. Durch die Kontrollen 
steht nun auch fest, dass 
ein Großteil des illegalen 
Mülls Gewerbemüll ist.

Die Müllablagerung ge-
schieht dabei organisiert 
und in sekundenschnelle, 
mitunter aus fahrenden 
Autos heraus. Vor diesem 
Hintergrund werden die 

Kontrollen selbstverständ-
lich mit hoher Intensi-
tät fortgeführt. In naher 
Zukunft gilt es auch das 
Ordnungsamt noch akti-
ver in die Kontrollen mit 
einzubinden. Es müssen 
Möglichkeiten ausgelotet 
werden, die Kollegen vom 
Ordnungsamt auch in zi-
viler Kleidung und in den 

Nachstunden auf Kontrolle 
zu schicken. Diese Mehrbe-
lastung bedeutet auch, dass 
der Bezirk mehr Personal 
im Außendienst benötigt. 
Denn das Entdeckungs- 
risiko muss real sein – Täter 
dürfen sich zu keiner Uhr-
zeit sicher fühlen. 

Im Kampf gegen das 
Dauer-Problem Müll baut 
Bezirksbürgermeisterin Dr. 
Franziska Giffey (SPD) auf 
eine Anti-Müll-Strategie, 
die auf den drei Baustei-
nen Reaktion, Präventi-
on und Repression fußt. 
Neben den Kontrollen an 
Müll-Hotspots hat das 
Bezirksamt Verbotsschil-
der aufstellen lassen und 
arbeitet eng mit der BSR 
zusammen, um Vermül-
lung entsprechend nicht 
nur vorzubeugen, sondern 
auch wieder zu beseitigen. 

Familie und Beruf unter ei-
nen Hut zu bringen, ist für 
viele Eltern immer noch 
eine tägliche Herausforde-
rung. 60 % der Eltern mit 
kleinen Kindern wünschen 
sich eine gleichmäßige 
Aufteilung von Familie 
und Beruf, aber nur 14 % 
können diesen Wunsch 
auch tatsächlich umsetzen. 

Um diese Mütter und 
Väter besser zu unterstüt-
zen, hat die SPD nach dem 
Elterngeld auch das Eltern-
geldPlus eingeführt. Damit 
haben sie die Möglichkeit, 
Elterngeld bis zu 28 Monate 
zu beziehen. 

Damit nicht nur Eltern mit 
kleinen Kindern profitieren, 
unterstützt der Neuköllner 
Bundestagsabgeordnete Dr. 
Fritz Felgentreu (SPD) die 

Mehr Zeit für Familie
Rückkehrrecht – Raus aus der Teilzeitfalle 

Bruch der Koalitionsverein-
barung. 

Damit niemand Sorge 
haben muss, dass sie oder 
er später die Arbeitszeit 
wieder aufstocken kann, 
setzt Felgentreu sich für ein 
Recht darauf ein, in die alte 
Arbeitszeit zurückzukeh-
ren. 

Die Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten 
wollen, dass die Menschen 
selbst bestimmen können, 
wie viele Stunden sie ar-
beiten. Insbesondere dann, 
wenn sie sich um ihre Fa-
milie und damit um die 
Zukunft der ganzen Gesell-
schaft kümmern. 

Nur mit der SPD gibt 
es mehr Wahlfreiheit und 
Selbstbestimmung bei der 
eigenen Arbeitszeit.

„Familienarbeitszeit“. Das 
heißt: Wenn Mütter und 
Väter beide ihre Arbeitszeit 
reduzieren, um mehr Zeit 
für die Familie zu haben, 
gleicht der Staat einen Teil 
des Lohnausfalls aus.

Häufig haben aber gerade 
Frauen das Problem, dass sie 
ihre Arbeitszeit nicht wieder 
aufstocken können. Sie ste-
cken in der Teilzeitfalle. Wer 
mehr arbeiten möchte, dem 
sollten keine Steine in den 
Weg gelegt werden. Genau 
das tut aber die Union. Ob-
wohl im Koalitionsvertrag 
das Recht auf die Rückkehr 
in die vorherige Arbeitszeit 
steht, ist ein Gesetzentwurf 
von SPD-Arbeitsministerin 
Andrea Nahles an Bundes-
kanzlerin Merkel und der 
Union gescheitert. Ein klarer 

IMPRESSUM
 
Berliner Stadtblatt 
Wissenswertes aus Berlin 
und den Bezirken
(Seite 1 unten, 3, 4, 5, 6)

Herausgeber: 
SPD-Landesverband Berlin
Landesgeschäftsführerin Anett Seltz 
(V.i.S.d.P.), Müllerstr. 163, 13353 Berlin

Redaktion der Landesseiten: 
Christina Bauermeister, David Hiller, 
Ulrich Horb, Birte Huizing, Gunter Lange, 
Ulrich Rosenbaum, Josephine Steffen

Bezirksseiten Neukölln
(Seiten 1 oben, 2, 7, 8)

Herausgeber: 
SPD Neukölln 
Hermannstraße 208
12049 Berlin

V.i.S.d.P.: Franziska Giffey (Kreisvorsitzende)

Redaktion der Bezirksseiten:
Sophia Ostner

Rätselerstellung: Ulrich Schulte Döinghaus
Grafik: Hans Kegel, Charly Hall
Druck: BVZ Berliner Zeitungsdruck GmbH



Wie sieht die Rente der Zukunft aus? David im Gespräch mit seiner Oma.              Foto: Christina Bauermeister

Innensenator Andreas Geisel           Foto: SenInnSport / Bernhardt Link - Farbtonwerk
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Die Pankowerin Irmgard
Schneider* (78) hat mit 14
Jahren ihre Ausbildung bei
der DDR-Post angefangen,
danach „durchjeackert“, bis
sie 1999 mit 60 in Rente
ging. Das Niveau ihrer
Rente betrug damals ca. 50
Prozent ihres Verdienstes.

Ihr Enkel David H. (27)
hat gerade seinen Job nach
der Uni angefangen und
würde nach geltem Recht
bei seinem Renteneintritt
in 40 Jahren nur gut 40
Prozent seines Verdienstes
bekommen. 

Ein Gespräch über Renten-
gerechtigkeit.

SB: Finden Sie das jetzige
Rentensystem gerecht? 

Irmgard Schneider: Nein.
Die heutige Generation hat
doch gar nicht mehr die
Chance, 40 Jahre in einem
Beruf zu bleiben. 

David H.: Das stimmt.
Meine Generation hat mehr
Unterbrechungen im Ar-
beitsleben, etwa durch die
Suche nach dem ersten Job
nach dem Uniabschluss, be-
fristete Arbeitsverträge oder
weil man einfach mal eine
Auszeit braucht. Das schlägt
sich natürlich später in der
Rentenhöhe nieder. 

SB: Die SPD will die Rente
wieder verlässlich machen –
mit einem gesicherten Ren-
tenniveau von 48 Prozent
und einer Begrenzung des
Rentenbeitragssatzes auf
max. 22 Prozent. Halten Sie
das für eine gute Lösung?

Irmgard: Das Konzept ist
schon gut durchdacht. Aber
lässt sich das auch finanzie-
ren? 

David: Wenn in gut zehn
Jahren die „Babyboomer“ in
Rente gehen, verändert sich
das Verhältnis von Renten-
empfängern und Bei- trags-
zahlern deutlich. Die SPD

will diese „Lücke“ durch
einen steuerfinanzierten Zu-
schuss schließen. Das macht
Sinn. Keinen Sinn machen
für mich immer höhere Bei-
träge, so dass vom Lohn kaum
noch etwas übrig bleibt. 

Irmgard: Gerade diejeni-
gen, die kein großes Ein-
kommen haben, sind auf
eine verlässliche und aus-
kömmliche staatliche Rente
angewiesen. Mein anderer
Enkel ist Pfleger und hat
zwei Kinder. Er kann gar
nicht nebenher noch privat
vorsorgen. 
SB: In der Union wird ge-

rade über die Rente mit 70
nachgedacht ...

Irmgard: Das ist für mich
Spinnerei. Das ist gar nicht
möglich. Die Menschen sind
so ausgepowert und zwar
nicht nur jene, die schwer
körperlich arbeiten müssen. 

David: Zu den Verände-
rungen in der Arbeitswelt
gehört auch zunehmender
Druck und Stress. Eine
Rente mit 70 finde ich des-
halb ziemlich utopisch. 
SB: Können Sie junge Leute
verstehen, die sagen, dass sie
kein Vertrauen mehr in die
Rente haben? 

Irmgard: Das kann ich
nachvollziehen. Ich komme
mit meiner Rente von 1.500
Euro monatlich sehr gut aus.
Meine drei Enkel wissen ja
nicht mehr, ob sie am Ende
überhaupt noch etwas krie-
gen.

David: Ich selbst habe das
Vertrauen in die staatliche
Rente verloren. Ich würde
mir das Konzept der SPD
wünschen. Dann würde ich
die Abzüge auf dem Lohn-
schein für die Rente wieder
positiver wahrnehmen.
Natürlich wäre ein höheres
Rentenniveau als 48 Prozent

wünschenswert, aber dann
wird es mit der Finanzie-
rung schwierig. Heute
finanziere ich – bildlich
gesprochen – zusammen mit
meinem Cousin Omas
Rente. 

Irmgard (unterbricht): Die
habe ich mir alleine ver-
dient. 

David (lacht): In Zukunft
wird sich das Verhältnis
komplett umdrehen. 2040
wird jeder Dritte in
Deutschland selbst Rentner
sein. CB

* Name geändert

„Damit die Enkel ooch noch wat kriegen“
Ein Gespräch zweier Generationen über die Rente

Innensenator Andreas Geisel im Stadtblatt-Interview zur inneren Sicherheit

Stichwort:
Bürgerversicherung

„Sicherheit ist das Fundament
für soziale Gerechtigkeit“
SB: Herr Geisel, wie lassen
sich aus Ihrer Sicht die
Themen Sicherheit und
Gerechtigkeit miteinander
verbinden?

Andreas Geisel: Beide
Themen sind eng miteinan-
der verbunden. Sicherheit
darf niemals nur eine Sache
für einige Wenige sein, die
sie sich leisten können. Der
Staat hat die Aufgabe, alle zu
schützen – unabhängig vom
Einkommen. Sicherheit ist
das Fundament für soziale
Gerechtigkeit.

Die SPD will in der aufge-
heizten Debatte zur inneren
Sicherheit die Stimme der
Vernunft sein und fordert Si-
cherheit mit Außenmaß. Die
Union fordert vor allem
härtere Gesetze, gerade bei
den Themen Terrorabwehr
und Videoüberwachung. Ge-
winnt am Ende derjenige,
der lauter schreit?

Am Ende gewinnt immer
die Vernunft. Nach jedem
Anschlag wird reflexhaft
nach „Mehr“ gerufen: Mehr
Härte, Mehr Gesetze, Mehr
Videoüberwachung. Ich plä-
diere dafür, nicht immer
nur nach Mehr zu rufen,
sondern vor allem nach dem
„Wie“ zu fragen. Wie schaf-
fen wir es, in Zeiten des

Für Gesundheit und Pflege
soll es künftig eine Bür-
gerversicherung für alle
geben. Das fordert die SPD
in ihrem Wahlprogramm.
Doch was bedeutet das?

Warum ist eine neue
Versicherung nötig?

Gesetzlich Versicherte und
privat Versicherte werden
heute unterschiedlich be-
handelt. Die Bürgerversiche-
rung beendet diese Zwei-
Klassen-Medizin. Bislang
nimmt die private Kranken-
versicherung vor allem jün-
gere, gesunde Versicherte
mit höheren Einkommen
auf und kann ihnen deshalb
niedrigere Beiträge bieten.
Das ist kein solidarisches
System. In der Bürgerver-
sicherung sind alle Mitglied,
egal ob angestellt, verbe-
amtet oder selbständig. Alle
werden gleichbehandelt. Ärz-
te erhalten für jeden Patien-
ten die gleiche Vergütung.
Die Kosten werden wieder
paritätisch zwischen Versi-
cherten und Arbeitgebern
aufgeteilt, der Zusatzbeitrag
für Versicherte entfällt.  

Was muss ich tun, um in
die Bürgerversicherung

aufgenommen zu werden?
Wer gesetzlich versichert

ist, kommt automatisch in
die Bürgerversicherung. Für
Beamtinnen und Beamte
wird ein spezieller Tarif ge-

schaffen, um die bisherige
Beihilferegelung fortzufüh-
ren. Alternativ dazu können
auch öffentliche Arbeitgeber
künftig die Hälfte des Kas-
senbeitrags zahlen. Privat
Versicherte können frei-
willig in die Bürgerversiche-
rung wechseln. 

Wird die Bürgerver-
sicherung für mich teurer?

Die Bürgerversicherung
entlastet Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, Familien,
Rentner und Geringverdie-
ner durch niedrigere Beitrags-
sätze. Das wird möglich,
weil bislang privat Versi-
cherte mit höheren Einkom-
men dann in die
Bürgerversicherung einzah-
len. Zusätzlich werden an-
dere Einkünfte – etwa hohe
Zinseinnahmen oder Ein-
kommen aus selbstständiger
Tätigkeit – beitragspflichtig.
Ehegatten und Kinder ohne
eigenes Einkommen sind in
der Bürgerversicherung kos-
tenfrei mitversichert.    

Die SPD regiert doch mit.
Warum hat sie das nicht

längst umgesetzt?
Die SPD konnte als Junior-

Partner in der Großen Ko-
alition in den Verhand-
lungen nur einen Teil ihrer
Ziele durchsetzen. Die Bür-
gerversicherung scheiterte
am Widerstand der CDU.                   

U. Horb

Terrors eine Sicherheitspoli-
tik zu machen, die uns
schützt und uns gleichzeitig
nicht die Luft zum Atmen
nimmt. Sicherheit mit Au-
genmaß trifft es ganz genau.

Bundesweit sollen laut SPD-
Wahlprogramm 15.000 neue
Stellen bei der Polizei in
Bund und Ländern geschaf-
fen werden. Würde diese
Aufstockung helfen, um die
Präsens der Polizei etwa in
den Berliner Wohnquartie-
ren wieder zu erhöhen?

Ja, auf jeden Fall. Ganz
klar brauchen wir mehr
Polizistinnen und Polizisten.
Gerade in einer wachsenden

Stadt wie Berlin. Und auch
genau da, wo die Menschen
sie brauchen: Als Ansprech-
partner in den Kiezen. Wir
sind gerade in den Haus-
haltsberatungen, um einen
Ausbau der Polizei auch fi-
nanziell abzusichern. Ich bin
da guter Dinge, dass uns das
auch gelingt.

Zugenommen hat in Berlin
laut Kriminalitätsstatistik
vor allem die Kriminalität in
Bussen und Bahnen. Was tut
der Senat dagegen?

Richtig ist: Straftaten nah-
men im ÖPNV im Jahr 2016
gegenüber dem Vorjahr zu.
Das lag insbesondere an der

•     Garantiertes Rentenniveau von mindestens 48 Prozent 
      bis 2030 

•     Begrenzung des Beitragssatzes auf 22 Prozent bis 2030

•     Mit dem steuerfinanzierten Demografiezuschuss
      werden auch höhere Einkommen angemessen an der
      Finanzierung beteiligt. 

•     Einführung einer gesetzlichen Solidarrente für
      langjährig Beschäftigte (35 Beitragsjahre oder länger),
      die 10 Prozent über dem durchschnittlichen Grund-
      sicherungsanspruch am Wohnort liegt  

•     Einbeziehung bisher nicht versicherter Selbstständiger 

DAS RENTENKONZEPT DER SPD KURZGEFASST:

Steigerung beim Taschen-
diebstahl. Allerdings, und
das ist die gute Nachricht,
sanken die Delikte mit Ge-
waltcharakter. Dieser Trend
soll sich fortsetzen. Ich setze
hier große Hoffnung auf die
von mir wieder ins Leben ge-
rufenen gemeinsamen Strei-
fen von BVG und Polizei.

Beim Thema Videoüber-
wachung werden oft die Ar-
gumente einer besseren Auf-
klärung und Verfolgung von
Straftaten gegen Daten-
schutz- und Persönlichkeits-
rechte ausgespielt. Welchen
Weg geht Berlin in dieser
Frage?

Berlin wird temporär und
anlassbezogen Videoüber-
wachung einsetzen. Das
heißt, dass wir nicht die
gesamte Stadt mit Video-
kameras überziehen werden,
sondern dort, wo es notwen-
dig ist. Wir haben das beim
Kirchentag getan, als Hun-
dertausende auf den Plätzen
in Berlin unterwegs waren.
Dort war es richtig und an-
gemessen. Nehmen Sie
London – die vermutlich
bestüberwachte Stadt der
Welt – ist nicht sicherer ge-
worden.

Fragen: C. Bauermeister



Der Regierende Bürgermeister und Landesvorsitzende der SPD
Berlin diskutierte am 27. Juni auf einer Wirtschaftskonferenz im
Willy-Brandt-Haus über das Thema „Digitalisierung als Motor für
Berlins Wirtschaft“.                                                      Foto: Christina Bauermeister

Ein Airbus kurz vor der Landung in Tegel; aufgenommen in der
Nordlichtstraße.                                                            Foto: Christina Bauermeister

Die neue bbg-Wohnanlage „Carls Blüte“ in Karlshorst bietet Platz
für 168 Wohnungen                                                          Foto: Ulrich Rosenbaum
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Daniela Zielinski steht
am Gartenzaun ihres Ein-
familienhauses in der
Nordlichtstraße in Berlin-
Reinickendorf und versteht
ihr eigenes Wort nicht.
Gerade ist wieder ein Flug-
zeug in weniger als 50 Me-
tern Höhe mit knapp 200
Stundenkilometern über
die Siedlung gerauscht.
Nur wenige Meter sind es
von der Nordlichtstraße bis
zur Landebahn des Flugha-
fens Tegel. 

Der Lärmpegel, den das
Flugzeug verursacht, steigt
zeitweise auf mehr als 90
Dezibel. Das entspricht der
Lautstärke eines Benzin-
rasenmähers aus zwei
Metern Entfernung. „Zu-
mindest fliegen die Flug-
zeuge nicht direkt über
unser Haus“, sagt Daniela
Zielinski, die einen zwei-
jährigen Sohn hat. Spielt der
Junge draußen im Sand-

kasten, sieht er die Flieger
knapp über die Nachbar-
dächer rauschen.

Als Daniela Zielinski zu-
sammen mit ihrem Mann
vor zehn Jahren in die
direkte Nachbarschaft des
Flughafens zog, taten sie dies
in der Erwartung, dass Tegel
in naher Zukunft schließen
würde. Nun hoffen sie, dass
an der Entscheidung nicht
gerüttelt wird und Tegel spä-
testens ein halbes Jahr nach
der Eröffnung des BER
schließt. 

„Ich wäre schon sehr
glücklich, wenn der Flugha-
fen endlich weg wäre“, sagt
Daniela Zielinski. Die junge
Familie ist ein Beispiel für
die 300.000 Berlinerinnen
und Berlinern, die von star-
kem Lärm und Feinstaub
betroffen sind und deren Le-
bensqualität sich nach der
Schließung Tegels unmittel-
bar verbessern würde.

Statt dröhnender Flug-
zeugturbinen würde Familie
Zielinski nach Ende des
Flugbetriebs auf einem Teil
des Flugfeldes Vogelgezwit-
scher und Kinderlachen
hören. Denn das Nachnut-
zungskonzept des Senats
sieht u.a. einen 250 Hektar
großen Stadtpark vor, der
für ein besseres Stadtklima
sorgt. Ebenfalls ist ein For-
schungs- und Industriepark
geplant, wo Gründer, Studie-
rende, Industrielle und Wis-
senschaftler zusammen die
Stadt von morgen gestalten.
Voraussichtlich entstehen
hier bis zu 20.000 Arbeits-
plätze. Zudem werden auf
dem Gelände bis zu 9000
Wohnungen entstehen. Die
Hälfte davon sind landesei-
gene Wohnungen mit güns-
tigen Mieten.

Trotzdem wird es auf Ini-
tiative der Berliner FDP am
24. September einen nicht
verbindlichen Volksent-
scheid über die Frage geben,
ob Tegel offen bleiben soll.
Sie argumentiert dabei vor
allem mit der schnellen Er-
reichbarkeit von Tegel.

Daniela Zielinski kann da-
rüber nur den Kopf schüt-
teln. „Wie oft fliegt man
denn? Wir maximal zwei-
bis drei Mal im Jahr. Dafür
nehmen einen etwas länge-
ren Anfahrtsweg gern in
Kauf “. Sie wird deshalb am
24. September beim Volks-
entscheid mit Nein zur Of-
fenhaltung stimmen.

C. Bauermeister

Für die neuen Jobs brau-
chen wir Fachkräfte. Ge-
meinsam mit Wirtschaft
und Politik müssen wir mit
einer Fachkräftestrategie
dafür Sorge tragen, dass eine
Abwanderung von Produk-
tion nicht durch den Mangel
an gut ausgebildeten Fach-
kräften begründet werden
kann. Die Vermittlung von
digitalen Kompetenzen ist
essentiell, wenn wir Berlin
für die Zukunft gut aufstellen
wollen.

Gemeinsam mit unseren
Bündnispartnern, den
Hochschulen und der Wirt-
schaft, werden wir Berlin als
„smarte Stadt“ zum bundes-
weiten Impulsgeber der Di-
gitalisierung machen.

Digitalisierung schafft Ar-
beitsplätze. Berlin als
Gründerhauptstadt kann
stolz auf die vielen Startups
sein, die sich hier ansie-
deln, um mit innovativen
Geschäftsmodellen Berlins
Wirtschaft voranzubringen.

Berlin wird nur dyna-
misch und attraktiv bleiben,
wenn wir den Wandel ge-
stalten und uns beherzt auf
die digitale Zukunft vorbe-
reiten. Ein Schlüssel dafür
sind unsere exzellenten
Hochschulen und die einzig-
artige Forschungslandschaft.
Wir werden diesen Rücken-
wind nutzen, denn Berlin ist
nicht mehr „arm, aber sexy“,
Berlin ist „smart und inno-
vativ“. 

Schluss mit dem Lärm
Ein NEIN beim Volksentscheid zu Tegel entlastet

300.000 Menschen von Lärm und Schmutz

Berlin als
smarte Stadt

Der dritte Weg zwischen Kaufen und Mieten

schaften Berlins. Das Grund-
prinzip ist geblieben: Wer
eine Wohnung haben
möchte, zahlt zum Beispiel
für 3.000 Euro Genossen-
schaftsanteile ein. Dann ist er
nicht Mieter, sondern Mit-
glied und „Nutzer“. Er hat
ein Dauernutzungsrecht auf
Lebenszeit und kann bevor-
zugt eine kleine oder größere
Wohnung bekommen, wenn
sich die Lebensverhältnisse
ändern. 

Wir sprachen mit Jörg
Wollenberg, Vorstand der
bbg: „Unsere Wohnungen
sind günstig, nicht billig.
Wir erhöhen nur, wenn es
wirtschaftlich unausweich-
lich ist. Derzeit sind für uns
10 Euro Kaltmiete pro Qua-
dratmeter die Oberkante im
Neubau. Aber die Vielzahl
der Wohnungen im Bestand
liegen unter 6,50 Euro.“  

Der Regierende Bürger-
meister Michael Müller hatte
den Genossenschaften ver-
sprochen, ihnen Zugang zu
öffentlichen Grundstücken
zu verschaffen. Derzeit wird
zwischen Bausenatorin
Katrin Lompscher (Linke),
Finanzsenator Matthias
Kollatz-Ahnen (SPD) mit
den Baugenossenschaften
verhandelt, damit eines nicht
passiert, was Wollenberg
von der bbg so ausdrückt:
„Wir wollen nichts geschenkt
haben, aber wir möchten
auch nicht zwischen städti-
schen Gesellschaften und fi-
nanzkräftigen Investoren in
die Röhre gucken.“ 

Und damit das nicht
passiert, könnte es so laufen:

Die Baugenossenschaften
bekommen öffentliche Bau-
grundstücke und garantie-
ren, dass in ihrem Woh-
nungsbestand genügend
preiswerte Wohnungen –
auch mit Wohnberechti-
gungsschein – angeboten
werden. Wer den Genossen-
schaftsanteil nicht gleich
zahlen kann, der kann das
auch ratenweise tun. 

Und wie kommt man an
eine Genossenschaftswoh-
nung? Unter www.wohnungs-
baugenossenschaften.de
kann man eine passende Ge-
nossenschaft suchen. Selten
wird man sofort eine Woh-
nung finden, aber es lohnt
sich, schon Mitglied zu wer-
den und damit auf der
Warteliste zu stehen. Die
Chancen sind besser gewor-
den, denn auch die Genos-
senschaften bauen derzeit
kräftig neu. 

Die bbg zum Beispiel hat
gerade die „Carls Blüte“, eine
neue Wohnanlage mit 168
Wohnungen in Karlshorst
errichtet. Viele Mitglieder
ziehen dorthin um und ma-
chen ihre Wohnungen frei.

In Berlin drehen sich die
Baukräne. Neue Wohnge-
biete entstehen, und die
Erwartung, dass sich der
Wohnungsmarkt bald ent-
spannt, ist berechtigt.
Doch nicht alles, was neu
entsteht, hilft Menschen
mit kleinen und mittleren
Einkommen. Dies hat der
neue Senat erkannt und so-
fort begonnen, gegenzu-
steuern.

Im Koalitionsvertrag wer-
den drei Adressaten für
neuen bezahlbaren Wohn-
raum genannt, die besonders
gefördert werden: „Die lan-
deseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften, aber auch
Genossenschaften und inno-
vative Wohnprojekte.“ Eine
Bedingung gilt dabei: Dass
der Anteil von Wohnungen
mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindung bis zu 30
Prozent der Wohnfläche be-
trägt. Hier können die Ge-
nossenschaften mithalten.
Berlin ist nicht nur eine
Mieterstadt, sondern auch
eine Metropole des solidari-
schen Wohnens. Jede/r
neunte BerlinerIn wohnt in

einer Genossenschaftswoh-
nung. 

Schon 1886 wurde Berlins
erste Baugenossenschaft von
Facharbeitern, Handwerkern
und Beamten gegründet, die
ihr Geld zusammenlegten,
um modern, menschenge-
recht und dennoch günstig
zu bauen: die Berliner Bau-
genossenschaft eG. Die bbg
ist heute mit mehr als 7.000
Wohnungen in 85 Anlagen
eine der größten Genossen-

PREISWERTE
WOHNUNGEN
AUF DEM
DRAGONER AREAL 
Mit dem neuen Haupt-
stadtvertrag zwischen
der Bundesregierung
und dem Senat erhält
Berlin vom Bund ab 2018
jährlich 50 Millionen
Euro mehr für die Berei-
che Sicherheit, Infra-
struktur und Kultur. 

In dem Vertrag verstän-
digen sich Berlin und der
Bund zudem auf den
Tausch wichtiger Immo-
bilien. Unter anderem
geht das Kreuzberger
Dragoner Areal am U-
Bahnhof Mehringdamm
in den Besitz Berlins über.
Damit ist eine Privatisie-
rung des 47.000 Quadrat-
meter großen Grund-
stücks vom Senat abge-
wendet worden. Statt-
dessen sollen dort nun
vor allem preiswerte
Wohnungen entstehen.

Finanzsenator Matthias
Kollatz-Ahnen (SPD)
sagte, Berlin plane 500
bis 800 Wohnungen auf
dem Areal. Zwischen 30
und 50 Prozent der Unter-
künfte sollen Sozialwoh-
nungen werden. Dazu der
Regierende Bürgermeister
Michael Müller: „Das ist
von besonderer Bedeu-
tung, da der Berliner
Senat damit sein fest-
gelegtes Ziel, der Entwick-
lung preisgünstigen Woh-
nens und Arbeitens an
diesem Standort, verwirk-
lichen kann.“

KEINE
EXTRA-GEBÜHREN
IN KITAS

Ab 2018 ist der Kita-
besuch für alle Alters-
gruppen an Berlins Kitas
gebührenfrei. Dennoch
ist es in vielen Kitas
mittlerweile üblich, dass
Eltern – etwa für zusätz-
liche Sprach- oder Sport-
angebote – Zuzahlungen
leisten.

„Diese Fehlentwicklung
will ich nicht hinnehmen.
Wir wollen kein Zwei-
Klassen-Kita-System, bei
dem die finanziell Schwa-
chen das Nachsehen
haben“, so Bildungssena-
torin Sandra Scheeres.
Deshalb plant sie eine
Änderung des Kinder-
förderungsgesetzes.

Konkret sollen für die
Zuzahlungen Obergren-
zen festgelegt werden.
Außerdem sollen die Trä-
ger verpflichtet werden,
zuzahlungspflichtige An-
gebote zu melden. Das
bedeute nicht, dass nun
alle Zusatzangebote in
Kitas verboten würden,
stellt Scheeres klar. Auch
in Zukunft darf es Ange-
bote von Dritten in Kitas
geben. Die Voraussetzung
ist immer, dass Eltern dies
wünschen.

MELDUNGEN

Jede/r neunte Berliner/in wohnt in der Genossenschaft, und das will der Senat nun verstärkt fördern
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Jürgen Schleicher ist SPD-
Mitglied und Buchhändler
– wie Martin Schulz. Ein
Besuch bei „Schleichers“ in
Dahlem.

Dass der Beruf des Buch-
händlers wieder zum Ge-
sprächsthema geworden ist,
liegt auch an ihm: Martin
Schulz. Der SPD-Vorsitzen-
de und Kanzlerkandidat ist
von Hause aus ein Buch-
händler aus Leidenschaft. Er
machte eine Lehre und
gründete 1982 seine eigene
Buchhandlung in Würselen.
Martin Schulz weiß: Wer er-
folgreich sein will, muss sel-
ber viel lesen. Die Lehre sei
für ihn eine Art „Studium
generale“ gewesen.

Jürgen Schleicher kann die
Empathie nachempfinden,
die Schulz für das Buch hat.
Die von ihm gegründeten
Buchhandlungen „Schlei-
chers“ am U-Bahnhof Dah-
lem-Dorf und „Kohlhaas &
Company“ an der Fasanen-
straße gehören zu den ange-
sehensten Buchläden in Ber-

lin, 2016 mit dem Deutschen
Buchhandelspreis ausge-
zeichnet. Sein Handwerks-
zeug erwarb er beim Stu-
dium der Wirtschaftswissen-
schaften an der FU Berlin,
und als ab 1967 die Studen-
ten politisch wurden, be-

gann er, vor der Mensa einen
kleinen Bücherstand aufzu-
bauen und die politische Li-
teratur anzubieten. 

Weil er von Willy Brandts
Ost- und Friedenspolitik über-
zeugt war, trat Schleicher der
SPD bei. Der SPD-Ortsver-

Jürgen Schleicher vor seiner Buchhandlung am U-Bahnhof Dahlem-Dorf.       Foto: Ulrich Rosenbaum

Egon Zweigart, Martina Fiebelkorn und Gerhard Wunsch vom
Stadtteilverein Schöneberg am Gedenkort für Annedore und
Julius Leber, an dem bis zum Herbst die Ausstellung über Annedore
Leber als Publizistin zu sehen ist.                            Foto: Ulrich Horb

ein Dahlem tagte damals im
Gasthof Schillings (heute
„Luise“). Dort stand neben
der Gaststube ein 40 Qua-
dratmeter großes Ladenge-
schäft leer. Schleicher mie-
tete es, um dort seine erste
Buchhandlung aufzumachen.

Jetzt konnte er nicht mehr
nur politische Literatur, son-
dern alles anbieten, was die
Verlage auf den Markt brach-
ten. Heute liegt sein weit
größerer Laden genau ge-
genüber.   

Jürgen Schleicher weiß wie
einst der junge Martin Schulz:
Man muss selber viel lesen,
um die richtigen Bücher nach
vorne in die Auslage zu stel-
len und die Kun- den zu be-
raten. „Beststeller-Listen hel-
fen da wenig, man muss sel-
ber ein Gespür ha-ben, was
ankommt“, sagt er. Aber das
ist nicht alles: Regelmäßig
lädt er zu Lesungen und an-
deren Veran- staltungen, die
meistens schnell ausgebucht
sind. „Kundenbindung ist
das A und O,“ so Schleicher.
Die Buchhandlung als Ort
der Bildung: Vorbild für
viele Buchhändler in Berlin
war einst die Buchhandlung
Elwert und Meurer, die das
zum Prinzip gemacht hatte. 

Sie ist, als der Berliner Buch-
markt rund um die Wende-

zeit durchgeschüttelt wurde,
ebenso verschwunden wie
Kiepert an der Hardenberg-
straße oder im Osten der
Stadt „Das gute Buch“, die
„Internationale Buchhand-
lung“ und die „Karl-Marx-
Buchhandlung“. Eine neue
Groß-Buchhandlung ist mit
Dussmann entstanden, und
es gibt die Filialen bundes-
weiter Ketten. 

Und dann kam der On-
linehandel. Zum Glück aber
existieren viele familienge-
führte Buchhandlungen wie
Schleichers, die davon leben,
dass die Kunden das mögen,
was Martin Schulz so ausge-
drückt hat: „Es ist der typi-
sche Papiergeruch.“ Jürgen
Schleicher wünscht sich von
seinem prominenten Kolle-
gen, „dass er alles tut, um ei-
nen vielfältigen Buchhandels-
Markt zu erhalten und die
Menschen zu motivieren,
beim Buchladen im Kiez zu
kaufen und die Arbeitsplätze
zu erhalten“.

Ulrich Rosenbaum

„Es ist der typische Papiergeruch“
Der Berliner Buchhändler Jürgen Schleicher über sein Erfolgsrezept in Zeiten des Onlinehandels

Es sind wunderbare 90 Mi-
nuten. Ein Auf und Ab der
Emotionen. Seit 125 Jahren
oder gar mehr begeistern
sich Berlinerinnen und
Berliner für Fußball. Ihm
widmet das Berliner Stadt-
museum im Ephraim-Pa-
lais am Mühlendamm eine
aufschlussreiche Ausstel-
lung. Anlass ist der 125.
Geburtstag des Berliner
Bundesligisten Hertha BSC.

Die Ausstellung auf drei
Etagen fächert Berliner Fuß-
ballleben in elf Kapiteln auf.
Interessante Exponate wie
einen Lederfußball von
1910, den Pokal und Wim-
pel zur Brandenburgischen
Meisterschaft von Hertha
BSC 1935, ein selbstgenähtes
Fußballertrikot aus der Not-
zeit 1948 sowie Plakate, Ein-
trittskarten und zahlreiche
Dokumente, die von den
Restauratorinnen des Muse-
ums liebevoll aufbereitet
wurden. Vor allem ein rei-
cher Fotofundus macht die
Berliner Fußballszene aus
Jahrzehnten anschaulich. 

„Hauptstadtfußball“ wid-
met sich nicht nur dem lang-

Ballartisten unter Berlins Himmel
Fußball-Ausstellung im Ephraim-Palais Ausstellung am Gedenkort für Annedore und Julius Leber

Es sieht noch nach viel Ar-
beit aus. Die zerfallene ein-
stöckige Baracke muss in-
standgesetzt werden, das
Gelände, derzeit mit einem
Bauzaun gesichert, soll zu
einer offenen und einladen-
den Begegnungsstätte wer-
den. Freiluft-Ausstellungen
erzählen regelmäßig von
der Geschichte dieses Ortes:
Derzeit stellen Schautafeln
die Publizistin Annedore
Leber vor.

Der Ort ist geschicht-
strächtig. An der Torgauer
Straße war die Kohlenhand-
lung von Julius und Anne-
dore Leber. In einer kleinen
Holzbaracke, die im 2. Welt-
krieg abgebrannt ist, traf Ju-
lius Leber mit Wider-
standskämpfern zusammen,
die am 20. Juli 1944 das At-
tentat auf Hitler verübten.
Der Sozialdemokrat Leber,
als Innenminister einer
künftigen Regierung vorge-
sehen, wurde von den Nazis
Anfang 1945 hingerichtet.

Seine Witwe Annedore war
nach dem Krieg publizis-
tisch tätig – als Mit-Heraus-
geberin der SPD-nahen
Tageszeitung Telegraf, die im
März 1946 erschien und ab
Herbst 1947 als Verlegerin
der Monatszeitschrift „Mo-
saik“, die die Frauen im
Nachkriegs-Berlin mit Poli-
tik und Demokratie vertraut
machte. Politische Kom-
mentare, Porträts über span-
nende Frauen, Visionen einer
neuen frauengerechten Bau-
politik und Reportagen aus
dem Alltag der Berlinerin-
nen wurden ergänzt durch
Modetipps und praktischen
Schnittmusterbögen. In Bü-
chern hielt Annedore Leber
das Vermächtnis von Julius
Leber und des Widerstands-
kampfes wach. Ihr Verlag
zog 1950 in das neuerrich-
tete Gebäude auf dem Ge-
lände der Kohlenhandlung.

Die neue Ausstellung ha-
ben Egon Zweigart, Andreas
Bräutigam, Dörte Dohl und

Gerhard Wunsch vom Stadt-
teilverein Schöneberg entwi-
ckelt. Im Stadtteilverein küm-
mert sich ein eigens einge-
richteter Arbeitskreis um
den Gedenkort.

Nach langen Verhandlun-
gen mit dem Bezirksamt
Tempelhof-Schöneberg hat
der Verein im Herbst 2016
einen Nutzungsvertrag für
das Gelände abgeschlossen.
Zu- sammen mit Schulen,
Bildungseinrichtungen und
der Nachbarschaft, so die
Vereinsvorsitzende Martina
Fiebelkorn, soll ein lebendi-
ger Lern- und Gedenkort
entwickelt werden. Dafür
braucht der Verein Geld.
„Wir rechnen mit 5000 Euro
Planungskosten, dann ist ein
Antrag auf Lottomittel für
die Instandsetzung möglich“,
hofft Martina Fiebelkorn.
Für die laufenden Kosten
von etwa 12.000 Euro wer-
den ständige Unterstützer
gesucht, die auch mit klei-
nen Beträgen zum Erfolg
beitragen können. Ebenso
willkommen, so Egon Zwei-
gart, ist tatkräftiges Anpa-
cken: „Einfach mal helfen.“

U. Horb

Freiluft-Ausstellung
Torgauerstr. 24-25,

gegenüber Leberstraße
10829 Berlin

Spenden: Stadtteilverein
Schöneberg e.V.,

IBAN: DE96 1002 0500
0003 1127 11, Stichwort:
Fördererkreis Lern- und

Gedenkort 
Weitere Informationen: 
www.gedenkort-leber.de

Schnittmuster und Politik

jährigen Bundesligisten
Hertha BSC, sondern er-
möglicht einen Streifzug
durch den gesamten Berli-
ner Fußball, der mit rund
400 Vereinen mit 3.662
Mannschaften und mehr als
146.000 Mitgliedern ein
sportliches Schwergewicht
darstellt. 

Die Ausstellung präsen-
tiert neben dem Geburts-
tagskind Hertha BSC die
große Bandbreite der Ver-
eine. Da darf der BFC Ger-
mania aus Tempelhof von
1888 nicht fehlen, der Neu-
köllner Verein SC Tasmania
1900 oder Tennis Borussia
1902 aus Charlottenburg.
Der BFC Union (gegr. 1966)
geht auf einen Vorgänger-
verein aus Oberschöneweide
von 1906 zurück. Die Ver-
eine aus Hohenschönhausen
ASK Vorwärts (gegr. 1951)
sowie der BFC Dynamo
(gegr. 1954 ) holten die mei-
sten Meistertitel in der DDR.

125 Jahre Fußball in Ber-
lin, das zeigt die Ausstellung,
ist auch ein Kapitel Zeitge-
schichte. Viele Vereine ha-
ben eine lange Tradition wie

der jüdische TuS Makkabi,
der auf eine Vereinsgrün-
dung von 1898 zurückgeht.
Erinnert wird auch an die
Fußballer der Arbeitersport-
vereine, wie etwa an ASV
Fichte am Baumschulenweg.
Die Arbeitersportvereine
wurden 1933 von den Nazis
verboten. 

Die Migrationsgeschichte
Berlins spiegelt sich in der
Verbandsgeschichte wider.
Die Berliner Fußballland-
schaft haben Vereinsgrün-
dungen von Zuwanderern
bereichert, wie beispiels-
weise der SD Croatia oder
BSV Al-Dersimspor.

Gunter Lange

Hauptstadtfußball
Ausstellung vom 26. Juli
2017 bis 7. Januar 2018

Ephraim-Palais,
Poststraße 16, 10178 Berlin

Di, Do–So 10–18 Uhr
Mi 12–20 Uhr

Eintritt: 6,00 / erm. 4,00 €
bis 18 Jahre frei 

www.hauptstadtfussball.berlin
Freikarten für die Ausstellung

Die Hertha-Mannschaft, die 1906 die erste Berliner Meisterschaft für den Verein holte.     © Hertha BSC



GEWINNE: 10 FREIKARTEN FÜR EINE AUSSTELLUNG ZUR BERLINER FUSSBALLGESCHICHTE
MEHR INFORMATIONEN ZUR AUSSTELLUNG FINDEN SIE AUF SEITE 5

MITMACHEN!

In die richtige Reihenfolge
gebracht ergeben die rot
umkreisten Buchstaben
einen der bedeutendsten
Wochentage des Jahres
2017, nämlich den Tag des
Ferienbeginns in Berlin.

Bitte schicken Sie dieses
Lösungswort auf einer
Postkarte bis 31.07.2017
per Post an das
Berliner Stadtblatt,
Müllerstr. 163,
13353 Berlin
oder per E-Mail an raetsel@
berliner-stadtblatt.de.

Unter allen richtigen
Einsendungen verlosen
wir 10 Freikarten (inkl.
Führung) für die Ausstel-
lung „Hauptstadtfußball –
125 Jahre: Hertha BSC
und Lokalrivalen“
im Ephraimpalais,
Poststr. 16, 10178 Berlin
Die Ausstellung läuft
vom 26. Juli 2017
bis 7. Januar 2018.

DAS LÖSUNGSWORT
aus der letzten Ausgabe
des Stadtblatts war:
MARTIN SCHULZ
Die Gewinnerinnen und
Gewinner wurden schriftlich
benachrichtigt.
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VERPFLICHTENDE
IMPFBERATUNG 
In Deutschland gibt es
keine Impfpflicht, aber seit
Juni eine verpflichtende
Impfberatung.

So sieht es das Epidemio-
logie-Gesetz des Bundesge-
sundheitsministeriums vor.
Danach sind Kitas verpflich-
tet, jene Eltern den Gesund-
heitsämtern zu melden, die
keine Impfberatung in An-
spruch genommen haben.
Bis zu 2.500 Euro Geldstrafe
kann dies nach sich ziehen.
Gerade in Berlin kam es
immer wieder zu Masern-
Ausbrüchen. Mit dem 2015
in Kraft getretenen Präventi-
onsgesetz sind Eltern dazu
verpflichtet, vor dem Kita-
Eintritt ihres Kindes an einer

ärztlichen Impfberatung teil-
zunehmen. Schon heute
können ungeimpfte Kinder
vorübergehend vom Besuch
einer Kita oder Schule aus-
geschlossen werden.

ENDE DER
ROAMING-GEBÜHREN
Jeder hat sich schon einmal
geärgert: Im Urlaub schnell
Bescheid sagen, dass man
gut angekommen ist und
schon sind etliche Cents
mehr auf der Telefonrech-
nung. Das hat seit dem
1. Juni 2017 dank der EU
ein Ende.

Ab jetzt können Sie bei
Reisen in EU-Länder sowie
in Norwegen, Island und
Liechtenstein ohne Zusatz-
gebühren telefonieren, SMS

schreiben und surfen. Und
auch wenn Sie im Ausland
angerufen werden, entstehen
Ihnen keine zusätzlichen
Kosten.  „Telekommunika-
tion ist kein Bereich für
Grenzen. Kosten für die
Nutzer müssen sich stärker
an den wirklichen Kosten
der Unternehmen orientie-
ren“, so Verbraucherschutz-
minister Heiko Maas.
Dennoch gibt einiges zu be-
achten: Im Ausland den Arzt
vor Ort anzurufen, ist kein
Roaming, das Telefonat vom
Ausland nach Deutschland
aber schon. Die Roaming-
Regeln gelten nicht in der
Schweiz und der Türkei.
Und Achtung: Auf Kreuz-
fahrtschiffen, Fähren und in
Flugzeugen gilt die Verord-
nung nicht. Hier kann es
zum Teil richtig teuer wer-
den. Augen auf auch bei den
Deutschlandtarifen einiger
Discounter: Damit kann
wirklich nur im Inland tele-
foniert werden. 

MEHR RECHTE
UND SICHERHEIT
BEI EU-REISEN
Die gute alte Pauschalreise
kommt nicht aus der Mode:
Alt wie Jung, vor allem aber
Familien greifen gerne
darauf zurück. Denn: Wer
eine Pauschalreise bucht,
ist abgesichert.

Reiserecht in Europa war
bisher uneinheitlich geregelt.
Mit der EU-Pauschalreise-

richtlinie bekommen Urlau-
berInnen mehr Rechte und
mehr Sicherheit. Können
Reisende z.B. wegen außer-
gewöhnlicher Umstände
nicht zurückfliegen, muss
der Veranstalter neben den
neuen Rückflugkosten auch
die Beherberungskosten für
bis zu drei Übernachtungen
tragen. Auch neu: Reise-
mängel können gegenüber
dem Reisevermittler, also
z.B. gegenüber dem Reise-
büro, und müssen nicht
mehr zwingend gegenüber
dem Reiseveranstalter ange-
zeigt wer-
den. Dafür hat man jetzt
sogar zwei Jahre lang Zeit.
Ausführlich Informationen
finden Sie auf www.bmjv.de
unter dem Stichwort Pau-

WAAGERECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

1     politisch Untaugliche
8     Berliner Traditions-
       theater (Abk.)
9     Studierendenvertretung
10   Zeit ohne Sommer
11   Hitzefrei im Urlaubs-
       fieber
12   überraschend spielen 
       und dealen
13   Schlüssigkeit
16   Oberseite der
       Handwurzel
17   Gutgemeinter Rat
       vorm Pferderennen
18   Schulz ./. Merkel
23   schwacher, natürlicher, 
       elektrischer Strom in 
       der Erdrinde
25   Jottwede ohne Arbeit 
       und Schule
27   Uckermark
       (Kfz-Kennzeichen)
28   Wirklich wahre und 
       faire Populisten
31   Röhre, die uns fliegen 
       lässt
32   Verdienstvolle
       Lebensmittelverwerter
33   Krautige Pflanzen

schalreise. 

BEZAHLEN
OHNE UNFAIRE
ZUSATZGEBÜHREN
Seit dem 1. Juni 2017 ist das
Wortungetüm Gesetz zur
Umsetzung der Zweiten
Zahlungsdiensterichtlinie
in Kraft.

Dank der EU dürfen
Händler zukünftig keinen
Aufpreis mehr von ihren
Kunden verlangen, wenn
diese online oder offline mit
gängigen Karten oder per
SEPA-Überweisungen und
Lastschriften bezahlen. Auch
wenn etwas schief geht, gibt
es jetzt mehr Schutz. So
müssen Banken ihre Kun-
den stärker dabei unterstüt-
zen, durch Fehlüberwei-
sungen verloren gegangenes

SENKRECHT

(Umlaute = 1 Buchstabe)

1     Fachministerium,
       Redaktionsabteilung
2     Steckt man ab im
       Wilden Westen
3     Steinalter Behälter für 
       Bier und Wein
4     Das tun Sie zurzeit
5     Traurige Begleit-
       erscheinung
6     Die Aktuellste heißt 
       „Laudato si“
7     Herausragendes 
       Fremdwort
8     Britische Fluglinie (Abk.)
14   Anti-Gen zum
       Schlucken und Pieksen
15   Des Körpers aller-
       unterste Etage
17   Komposition für drei 
       Singstimmen
19   Angeblich sündenfrei
20   Landesamt für Flücht-
       lingsangelegenheiten 
       (Abk.)
21   Berliner, Brandenbur
       ger (und Münsteraner 
       Fußballer)
22   den Schenkel betreffend
       (med.)
24   Unbezahltes Kinder
       mädchen
26   Schlimmer Begleiter 
       des Fußballs
29   Technische Universität 
       (Abk.)
30   Helfer gesucht

Geld zurückzubekommen.
Wird die Kreditkarte entwen-
det, reduziert sich der Eigen-
beitrag von 150 auf 50 Euro.
Und, was in Deutschland
schon lange gilt, gilt jetzt
auch in allen EU-Ländern:
Lastschriften können binnen
acht Wochen EU-weit be-
dingungslos erstattet werden.

LICHT IM
LABEL-DSCHUNGEL 
Sie sollen Orientierung
geben, zum gesünderen
Leben animieren oder hel-
fen, die Umwelt zu scho-
nen: Labels auf Verpack-
ungen und Kleidung. Doch
oft fragen sich Verbrauche-
rinnen und Verbraucher:
Welches Label steht noch
mal für was?

Es gibt z.B. beim Fischkauf
oder Kosmetika einfach zu
viele. Auf label-online.de
wird transparent und unab-
hängig über einzelne Labels
informiert. Besonderer Clou:
der Barcode-Scanner. Damit
geht verantwortungsvolles
Einkaufen noch einfacher.

Weitere Informationen:

Gut zu wissen!
Impfberatung · Roaming-Gebühren · EU-Reisen · Zahlungsdiensterichtlinie · Label-Dschungel
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Sicherheit ist ein zentra-
les Bedürfnis jedes Men-
schen. Vorfälle wie der 
U-Bahn-Treter am Bahn-
hof Hermannstraße, der 
vermehrte Drogenkonsum 
am Bahnhof Neukölln, 
Körperverletzungen, Van-
dalismus und vor allem 
auch Wohnungseinbrüche 
beeinträchtigen die Sicher-
heit und das Sicherheitsge-
fühl vieler Neuköllnerin-
nen und Neuköllner. 

Um etwas dagegen zu tun, 
brauchen wir einen star-
ken und handlungsfähigen 
Staat. Dazu gehören mehr 
und bessere Präventions-
angebote und eine effektive 
Strafverfolgung.

Dem Neuköllner Bundes-
tagsabgeordneten Dr. Fritz 
Felgentreu (SPD) ist es be-
sonders wichtig, dass die 
sogenannte Alltagskrimina-
lität von der Polizei mehr 
verfolgt, aufgeklärt und da-
mit auch verhindert wird. 
Auch der Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität 
ist nach wie vor ein großes 
und wichtiges Thema in 
Neukölln. Doch um erfolg-
reich dagegen vorzugehen, 

Sicher sein und sich sicher fühlen
Polizei braucht mehr und gut ausgebildetes Personal sowie eine moderne Ausstattung

braucht die Polizei mehr 
und gut ausgebildetes Per-
sonal sowie eine funktions-
fähige und moderne Aus-
stattung. Nur so kann sie bei 
Straftaten schnell und wirk-
sam durchgreifen. Außer-
dem müssen endlich illegale 
Gelder wirksam beschlag-
nahmt werden können. Da-
für müssen Verdächtige in 
Zukunft beweisen, dass sie 
ihre Gelder legal erworben 
haben – sonst wird es einge-
zogen. 

Auch die Beratungsan-
gebote der Polizei für Bür-
gerinnen und Bürger zum 
Schutz vor Kriminalität 
müssen weiter ausgebaut 
werden. Die SPD fordert 
daher, dass mindestens 
15.000 neue Polizistinnen 
und Polizisten in Bund und 
Ländern eingestellt werden. 
Auch die Ausweitung der 
Videoüberwachung an kri-
minalitätsbelasteten Orten 
wie an den S- und U-Bahn-
höfen Hermannplatz, Her-
mannstraße und Neukölln 
sowie bei großen Men-
schenansammlungen hilft 
Gefahren vorzubeugen, Be-
weise zu sichern und wirkt 

abschreckend auf Täterin-
nen und Täter. Doch Video-
überwachung allein ist kein 
Allheilmittel. Prävention 
und Aufklärung sind wei-
terhin die besten Mittel, um 
Kriminalität vorzubeugen.

Gleichzeitig können alle 
Menschen in Neukölln ei-

nen Beitrag zu mehr Sicher-
heit leisten: Indem alle mit 
offenen Augen durch die 
Nachbarschaft gehen und 
die Polizei bei ihrer Arbeit 
unterstützen. Gerade mit 
Blick auf Wohnungseinbrü-
che in Neukölln. Auch wenn 
die Zahl der Einbrüche seit 

2015 sinkt, so ist doch ge-
rade der Süden Neuköllns 
in den Wintermonaten ver-
mehrt von Einbrüchen be-
troffen. Ein Einbruch in die 
eigenen vier Wände stellt 
für die Betroffenen eine 
enorme Belastung dar und 
beeinträchtigt das Sicher-

heitsgefühl nachhaltig. Da-
bei ist nachgewiesen, dass 
viele Wohnungseinbrüche 
durch präventive Maßnah-
men verhindert werden 
können. Deswegen ist es 
erfreulich, dass bereits jetzt 
im Rahmen des Programms 
„Kriminalprävention durch 
Einbruchsicherung“ insge-
samt 30 Millionen Euro bis 
Ende 2017 zur Verfügung 
stehen um Maßnahmen 
zum Schutz vor Einbrü-
chen zu fördern. Die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) hat die Mindest- 
investitionssumme von 
2.000 auf 500 Euro herabge-
setzt. Damit können künftig 
auch alle Bürgerinnen und 
Bürger, die weniger als 2.000 
Euro in Sicherheit investie-
ren wollen, eine Förderung 
erhalten.

Zusätzlich fordert der 
SPD-Politiker Felgentreu, 
dass Einbruchssicherheit 
noch mehr durch steuer- 
liche Programme gefördert 
wird, indem zum Beispiel 
einbruchshemmende Fens-
ter und Türen staatlich ge-
fördert werden: d amit Neu-
kölln wieder sicherer wird.   

Auf einer Veranstaltung von Fritz Felgentreu erklärte das Präventionsteam der Polizei, wie 
man die eigenen vier Wände richtig absichert. 

MIETPREISE UND WOHNRAUM IN NEUKÖLLN

FÜR WOHNUNGSBAU UND 
MITPREISBREMSE 2.0

Neukölln hat sich in den 
letzten Jahren zu einem 
beliebten Wohnquartier 
entwickelt. Damit die 
bunte Mischung erhalten 
bleibt und die „Alteinge-
sessenen“ vor Verdrän-
gung geschützt werden, 
müssen die Mieten be-
zahlbar bleiben. 

Den Druck auf den Miet-
markt mindert die SPD zu 
allererst durch den Bau 
von möglichst vielen neu-
en Wohnungen. Auch die 
2015 eingeführte Miet-
preisbremse sollte für eine 
Deckelung der Mieten sor-
gen. Nach ihrem Inkraft-
treten zeigt sich: Das mit 
dem Gesetz eingeführte 
Bestellerprinzip (wer den 
Makler bestellt, bezahlt ihn  

ihn

auch) funktioniert und 
Wohnungssuchende wer-
den entlastet. Das große 
Ziel der Mietpreisdecke-
lung wurde bisher jedoch 
nicht erreicht. Die Neu-
mieten liegen oft immer 
noch etwa ein Drittel höher 
als zulässig. Daher Bedarf 
es einer Verschärfung der 
Mietpreisbremse. Die SPD 
konkretisiert dazu folgen-
de Maßnahmen: Zukünf-
tig sollen Vermieter ver-

pflichtet werden, die vorige 
Miete offenzulegen. Etwai-
ge Rückzahlungsansprüche 
müssen ab Vertragsschluss 
gelten und nicht erst ab 
dem Zeitpunkt einer Rüge.
Weiterhin sollen die Mo-
dernisierungsumlagen ge-
senkt, Kappungsgrenzen 
für Mieterhöhungen nach 
Modernisierung einge-
führt und die Härtefallre-
gelung konkretisiert wer-
den. 

2016 hat das Land Ber-
lin bereits im Bundesrat 
mit einem Gesetzentwurf 
die Initiative ergriffen und 
auch Bundesjustizminister 
Heiko Maas (SPD) legte 
2016 im Bundeskabinett 
eine zweite Mietrechts-
novelle vor. Die CDU/CSU 
hat diese Nachjustierung 
der Mietpreisbremse bis-
her verhindert. 

Das vielfältige politische 
und bürgerliche Engage-
ment in Neukölln für das 
Gelingen von Integration 
und das Zusammenleben 
in einer offenen Gesell-
schaft, in der alle teilhaben 
können und wollen, wird 
oftmals durch Populismus 
und Rechtsextremismus 
erschwert oder verhindert.

Als Zeichen der Unter-
stützung seitens der Bun-
despolitik für dieses Neu-
köllner Engagement, luden 
am Abend des 4. Juli Can-
sel Kiziltepe und Fritz Fel-
gentreu aus der SPD-Bun-
destagsfraktion zu einer 
Diskussionsveranstaltung 
„Demokratie stärken – Ge-
meinsam gegen Rechts“ mit 
Vertreterinnen und Ver-
tretern der Berliner Politik 

Rechtsextreme im Bezirk
Diskussion über Anschlagsserie in Neukölln

Demokratie als eine ge-
samtgesellschaftliche Auf-
gabe hervor, die alle angehe. 
Insbesondere junge Men-
schen müsse man hierfür 
begeistern. Außerdem plane 
die SPD-Bundestagsfrak- 
tion ein Demokratieförder-
gesetz, um für die lokalen 
Organisationen verlässliche 
Rahmenbedingungen und 
mehr finanzielle Sicher-
heit zu schaffen. Gerade 
erst wurde die Finanzie-
rung verfassungsfeind- 
licher Parteien durch eine 
Änderung des Grundge-
setzes verhindert. „Wer die 
Beseitigung der freiheitlich- 
demokratischen Grund-
ordnung zum Ziel hat, darf 
nicht durch staatliche Gel-
der unterstützt werden“, so 
Felgentreu. 

und Organisationen in das 
Nachbarschaftsheim Neu-
kölln. Mirjam Blumenthal, 
Kreisvorsitzende des DGB, 
schilderte in einem Erfah-
rungsbericht eindrücklich 
die aktuelle Situation der 
Menschen im Visier von 
extremistischer Gewalt in 
Neukölln. Der Neuköllner 
Direktkandidat Felgentreu 
betonte die Verantwortung 
der Bundespolitik, die Städ-
te und Kommunen mit der 
Problematik nicht alleine 
zu lassen. Zu den Erfolgen 
der Legislatur zählt er die 
Verdreifachung der Mittel 
des zentralen Präventions-
programms „Demokratie 
leben!“ auf 100 Millionen 
Euro. Er hob die Bekämp-
fung von Rechtsextremis-
mus und das Eintreten für 

Kostenfreie Bildung von Anfang an
Kitas sind nicht nur Einrichtungen, in denen Kinder betreut werden – sie sind Bildungseinrichtungen
Die SPD ist der Überzeu-
gung: Wer Schulgebühren 
ablehnt, muss auch für die 
gebührenfreie Kita sein. Von 
Kritikern dieser Forderung 
heißt es:  „Die Verbesserung 
der Qualität in den Kitas 
ist wichtiger“ oder „hohe 
Beiträge zahlen sowieso 
nur Besserverdienende“. Zu 
Recht werden Verbesserun-
gen der Qualität in Kitas 
und eine bessere Bezahlung 
von Erzieherinnen und Er-
ziehern gefordert. Auch der 
Neuköllner Bundestagsab-
geordnete Dr. Fritz Felgen-
treu will, dass Kitas gut aus-
gestattet sind – nur sollen 

Ausbildungserfolg. Ver-
säumnisse rächen sich bit-
ter. Von der gebührenfreien 
Kita haben alle Kinder et-
was – besonders aber die, 
die zu Hause nicht deutsch 
sprechen. Für sie kann der 
Kitabesuch die entschei-
dende Voraussetzung dafür 
sein, dass sie in der Schule 
von Anfang an dem Unter-
richt folgen können. Felgen-
treu ist deshalb schon lange 
der Überzeugung, dass Kin-
der in den härtesten Kiezen 
die besten Kitas und Schu-
len brauchen. Aber auch 
alle anderen Kinder, egal, ob 
ihre Eltern über ein gerin-

Eltern sich nicht zwischen 
besseren oder gebührenfrei-
en Kitas entscheiden müs-
sen. Eltern und ihre Kinder 
sollen beides bekommen. 
Einen inhaltlichen Grund 
für Kita-Gebühren gibt 
es nicht. Am Ende geht es 
einfach nur ums Geld. Und 
Geldfragen sind Fragen po-
litischer Prioritäten. Für die 
Sozialdemokratie bedeutet 
das: Wenn es um die Zu-
kunft der Kinder geht, darf 
nicht am falschen Ende 
gespart werden. Denn die 
frühkindliche Bildung stellt 
entscheidende Weichen für 
den späteren Schul- und 

Felgentreu:„Die härtesten Kieze brauchen die besten Kitas 
und Schulen. Und das kostenfrei!“

ges Einkommen verfügen 
oder wohlhabend sind, pro-
fitieren enorm voneinander, 
wenn sie die Chance haben, 
zusammen zu lernen und zu 
spielen. Deshalb ist jede Zu-
gangshürde ein Problem – 
und Gebühren können sich 
als große Hürde erweisen. 
Die SPD will, dass alle Kin-
der einen guten Start ins Le-
ben haben. Deshalb setzen 
sich Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten für 
mehr Kitaplätze, für Quali- 
tätsverbesserungen und Bei- 
tragsfreiheit ein. Es geht um 
gebührenfreie Bildung für 
alle, von Anfang an. 
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Mit dem Neuköllner SPD- 
Abgeordneten Fritz Fel-
gentreu sprachen wir über 
seine Politik in und für 
Neukölln im Bundestag. 

Herr Felgentreu, was macht 
Neukölln für Sie aus?

Neukölln ist vielen Men-
schen bekannt als sozia-
ler Brennpunkt, als Sze-
ne-Hochburg, als Bezirk 
der Gegensätze. Für mich 
ist Neukölln vor allem 
eins: mein Berlin. Als ich 
1989 aus Schleswig-Hol-
stein nach Neukölln zog, 
entwickelte sich der Be-
zirk immer mehr zu einem 
Problemkiez. Deshalb war 
es für mich wichtig, mich 
zu engagieren und aktiv zu 
sein in meinem neuen Zu-
hause. Seit 25 Jahren ma-
che ich aktiv Politik in und 
für Neukölln. In dieser Zeit 
habe ich gelernt, dass es die 
große Vielfalt an Weltan-
schauungen, an Lebensent-
würfen und Herkünften 
ist, die uns ausmacht. Aber 
diese Vielfalt braucht auch 
klare Regeln und einen star-
ken Staat für das gemeinsa-
me Miteinander. Das zeigt 

Klare Regeln für das Miteinander
Im Gespräch mit dem Neuköllner SPD-Bundestagsabgeordneten Dr. Fritz Felgentreu

sich an den Schulen, beim 
Wohnungsbau, aber auch 
bei der Sicherheit auf den 
Straßen und Plätzen Neu-
köllns oder dem Umgang 
mit „Müll-Hotspots“.
Was haben Sie für Neukölln 
in den letzten vier Jahren 
im Bundestag erreicht?

Als Beispiel möchte drei 
konkrete Zahlen nennen: 
1,2 Mio. Euro, 1,68 Mio. 
Euro und 2,7 Mio. Euro. Fast 
1,2 Millionen Euro aus Bun-
desmitteln kommen jetzt 
11 Neuköllner Kitas zur 
Sprachförderung im Alltag 
zugute. Für viele Kinder in 
Neukölln, die zu Hause kein 
Deutsch sprechen, ist die 
frühe intensive Sprachbil-
dung sehr wichtig. Die deut-
sche Sprache ist Voraus-
setzung, um in der Schule 
nicht den Anschluss zu ver-
lieren. Zweitens: Das Job-
center Neukölln hat mehr 
als 1,6 Millionen Euro zu-
sätzlich für Jobvermittlung 
und Qualifikationsmaß-
nahmen im vergangenen 
Jahr erhalten. Auf der einen 
Seite bekommen dadurch 
die schon lange in Neu-
kölln lebenden Menschen 

die Unterstützung, die sie 
bei der Jobsuche brauchen. 
Auf der anderen kommt es 
auch Flüchtlingen zugute, 
die arbeiten und auf eigenen 
Beinen stehen wollen. Ein 
Grund zur Freude war auch 
die Zusage von 2,7 Millio-
nen Euro aus Bundesmitteln 

für die Gemeinschaftsschule 
Campus Efeuweg. Mitten in 
der Gropiusstadt wird hier 
ein „Zentrum für Sprache 
und Bewegung“ entstehen, 
ein Bildungs- und Begeg-
nungsort für Menschen un-
terschiedlichen Alters und 
unterschiedlicher Herkunft. 

Was sind Ihre Ziele für 
Neukölln?

Die Lockerung des Ko-
operationsverbots ist das 
richtige Signal. Die SPD 
steht für den Ausbau von 
Ganztagsschulen, für ge-
bührenfreie Kitas und die 
dringend benötigte Moder-

nisierung unserer Bildungs-
einrichtungen. 

Wir brauchen erstklas-
sige Kitas und Schulen in 
Neukölln – nur so können 
wir Kinder und Familien 
so unterstützen, wie sie es 
brauchen. Ich will die Bun-
despolizei, den Zoll und 
den Verfassungsschutz stär-
ken, um organisierte Kri-
minalität und Extremismus 
zu bekämpfen. Mit Blick 
auf die Altersversorgung 
der Neuköllnerinnen und 
Neuköllner wird es Zeit, 
dass wir eine gesetzliche 
Solidarrente für langjäh-
rig Beschäftigte einführen 
und ein Rentenniveau von 
mindestens 48 Prozent ge-
setzlich garantieren. Wer 
jahrzehntelang arbeitet und 
einzahlt, darf im Alter nicht 
in Armut geraten. Und: Die 
U7 muss von Rudow bis 
zum Flughafen Schönefeld 
verlängert werden. Eine 
Hauptstadt braucht eine 
ordentliche Anbindung an 
den Hauptstadtflughafen. 
Es kann nicht angehen, dass 
der Süden Neuköllns im 
Autoverkehr erstickt!

Der Neuköllner Bundestagsabgeordnete Dr. Fritz Felgentreu vor der Britzer Mühle
Foto: Jannis Chavakis
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BUNDESTAGSABGEORDNETER FELGENTREU IMMER FÜR SIE ANSPRECHBAR!

KOMMEN SIE INS GE-
SPRÄCH.
TERMINANGEBOTE

Als direkt gewählter Neu-
köllner Bundestagsab-
geordneter hat Dr. Fritz 
Felgentreu für alle Neu-
köllnerinnen und Neuköll-
ner ein offenes Ohr und 
lädt regelmäßig zu seinen 
Bürgersprechstunden in 
der Lipschitzallee 70 oder 
zur politischen Diskussion 
bei einem Bier an seinen 
Stammtisch. Hier kön-
nen Sie im persönlichen 
Gespräch Ihre konkreten 
Fragen und Anliegen vor-
tragen. Oft kann er Ihnen 
helfen oder bei der Lösung 
eines Problems unterstüt-
zen. 

Gerne können Sie sich 
für die folgenden Termi-
ne unter neukoelln@fritz- 

fel-

felgentreu.de oder Tel. 030 – 
568 211 11 anmelden:

• Bürgersprechstunde am 
12. Juli ab 15:30 Uhr
• Stammtisch am 15. Au-
gust um 20:00 Uhr im Café 
Selig am Herrfurthplatz 14
• Bürgersprechstunde am 
16. August ab 15:00 Uhr 
• Bürgersprechstunde am 
30. August ab 15:00 Uhr
• Public Viewing des 
TV-Duells zwischen Mer-
kel und Schulz am 3. Sept. 
um 19:00 Uhr in der Villa 

Rixdorf, Richardplatz 6
• Bürgersprechstunde am 
11. Sept. ab 14:00 Uhr
• Stammtisch am 12. Sept. 
um 20:00 Uhr – Ort offen 
(www.fritz-felgentreu.de)

Sie möchten Ihren Bun-
destagsabgeordneten gern 
kennenlernen und von 
ihm mehr über seinen 
Alltag und die Arbeit für 
Neukölln erfahren? Mit 
ihm über Themen spre-
chen, die Ihnen besonders 
am Herzen liegen? Dann 
nutzen Sie die Chance und 
laden Sie Herrn Felgentreu 
zu sich nach Hause ein. 
Kommen Sie gemeinsam 
mit Ihren Freunden und 
Familien ins Gespräch mit 
Herrn Felgentreu. Er freut 
sich über den persönlichen 
Austausch und bringt ger-
ne einen Kuchen mit!

Vier Jahre erfolgreiche 
Arbeit für Britz und Neu-
kölln feiern die Sozialde-
mokratinnen und Sozi-
aldemokraten mit ihrem 
Bundestagsabgeordneten 
Dr. Fritz Felgentreu in 
der Bruno-Taut-Schule in 
Britz. 

Eingeladen haben die 
‚Falken‘ die für die Kinder 
zahlreiche tolle Angebo-
te bereithalten: das große 
Hopsekissen, Schminken, 
Gipsmasken und viele an-
dere Aktivitäten. Wer alle 
einmal ausprobiert, hat 
auch gute Chancen, eine 
Wochenendfahrt für Kinder 
mit den Falken zu gewinnen 
und darf auch gleich noch 
eine Freundin oder einen 
Freund mitnehmen. Die 
Verlosung findet kurz vor 17 

Familienfest in Britz
Wochenendausflug für Kinder zu gewinnen 

treu über das Programm 
und die Pläne der SPD für 
die nächsten vier Jahre und 
darüber hinaus diskutieren. 
Wie immer gibt es keine 
thematischen Vorgaben, es 
wird munter drauf los dis-
kutiert.

Das Familienfest findet 
statt am:

Sonntag, 9. Juli
von 15 bis 17 Uhr

in der Bruno-Taut-Schule
Bruno-Taut-Ring 9c

12359 Berlin 

Interessierte sind herzlich 
dazu eingeladen vorbeizu-
schauen, mitzudiskutieren 
oder auch einfach nur ein 
leckeres Stückchen Kuchen 
abzusahnen. 

Uhr statt. Für alle Besuche-
rinnen und Besucher gibt es 
Kaffee und Kuchen, Musik 
und gute Laune. 

Fritz Felgentreu wurde 
vor vier Jahren zum ersten 
Mal direkt in den Bundestag 
für Neukölln gewählt. Er hat 
sich dort vor allem für Fa-
milien- und Kinderpolitik 
und für Sicherheitsfragen 
stark engagiert. Außerdem 
standen natürlich alle Be-
lange der Neuköllnerinnen 
und Neuköllner im Vorder-
grund. Ein guter Zeitpunkt 
also, Rechenschaft abzule-
gen und im beginnenden 
Wahlkampf in die Zukunft 
zu schauen. 

Während die Kinder to-
ben und spielen, können die 
interessierten erwachsenen 
Nachbarn mit Fritz Felgen-

Kommt die Verlängerung der U7 zum Flughafen?
Für Michael Müller ist der U7-Ausbau eine Möglichkeit, den BER besser anzubinden
Nach jetzigen Plänen sol-
len 45 Millionen Fluggäste 
jährlich vom BER an- und 
abfliegen. Jeder zweite Rei-
sende soll mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln wie der 
Regionalbahn, der S-Bahn 
und Shuttlebussen zum 
U-Bhf. Rudow nach Berlin 
bzw. zum Flughafen gelan-
gen.

Geht es nach dem Bun-
destagsabgeordneten Dr. 
Fritz Felgentreu, soll die 
U7 Teil des Angebots wer-
den und künftig nicht mehr 
am U-Bhf. Rudow enden, 
sondern bis zum Flugha-
fen weiterfahren. Denn die 

Zuge der Überarbeitung des 
Verkehrskonzeptes für den 
Flughafen stellt eine Verlän-
gerung der U7 eine sinnvol-
le Ergänzung des bestehen-
den Schienenangebots dar, 
um dem zu erwartenden 
Fluggastaufkommen ge-
recht zu werden. Zusätzlich 
kann in einem ersten Schritt 
eine Verlängerung der U- 
Bahn zum Frauenviertel mit 
einem U-Bhf. Lieselotte- 
Berger-Platz eine echte Le-
bensverbesserung für 4.000 
Menschen und einen At-
traktivitätsschub für den 
Kiez und die Umgebung 
bewirken. Den Bewohnern 

Shuttlebusse würden zu 
Stoßzeiten alle drei Minu-
ten die Rudower Spinne 
in Richtung BER verlassen 
und der Neuköllner Süden 
dadurch im Verkehr ersti-
cken. Daher fordert die SPD 
Neukölln die Verlängerung 
der U7. Felgentreu macht 
auf die Bereicherung des 
Vorhabens für Neukölln 
und Berlin aufmerksam: 
„Der Lückenschluss der U7 
zum Flughafen ist dem Bus-
verkehr auf der Straße vor-
zuziehen und wird dringend 
benötigt, um den Flughafen 
BER metropolengerecht er-
schließen zu können. Im 

Dr. Fritz Felgentreu fordert den U7-Ausbau zum Flughafen
Foto: Jannis Chavakis

im Frauenviertel wurde 
schon beim Bau 1996 ver-
sprochen, dass sie einen 
U-Bahnanschluss Lieselot-
te-Berger-Platz bekommen 
würden. Deshalb hielt man 
eine Trasse für einen U-Bahn- 
tunnel frei. Es wird Zeit, 
dass dieses Versprechen ein- 
gelöst wird.“ Auch der 
Regierende Bürgermeister 
Michael Müller sagte gegen-
über der taz, dass der U7- 
Ausbau eine Möglichkeit 
sei. BVG-Sprecherin Petra 
Reetz dazu: „Die U7 ist eine 
gut funktionierende Linie, 
die würde auch den zusätz-
lichen Verkehr bewältigen.“
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